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Einleitung und methodische Aspekte1

Einleitung

Das Gewaltmonopol des Staates zeichnet sich dadurch aus, dass die Le­
gitimation, Gewalt anzuwenden, einzig beim Staat und seinen Organen 
liegt. Nur der Staat darf physische Gewalt nutzen, um Verpflichtungen der 
Bürger durchzusetzen. Privatpersonen ist das dem Grunde nach verboten, 
mit Ausnahmen wie zum Beispiel der Notwehr.2 Die Polizei ist dabei die 
Behörde, die das Gewaltmonopol am meisten nutzt. Sie hat die Befugnis, 
unmittelbaren Zwang anzuwenden, um beispielsweise die öffentliche Si­
cherheit und Ordnung zu gewährleisten oder Verwaltungshandeln durch­
zusetzen. Die Nervendrucktechniken sind ein Mittel, welches bisher den 
Maßnahmen des unmittelbaren Zwangs zugeordnet wird.

Mit dem Privileg, Gewalt anwenden zu dürfen, um den Rechtsstaat zu 
schützen, kommt aber der Polizei und den einzelnen Beamten auch eine 
hohe Verantwortung zu. Die Gewaltanwendung muss rechtmäßig sein 
und vor allem dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz als einem der wichtigs­
ten Prinzipien des Grundgesetzes entsprechen.

Die Polizeiarbeit und vorwiegend die Gewaltanwendung durch die Po­
lizei rücken immer mehr in das Interesse der Allgemeinheit. Auch die 
mediale Aufmerksamkeit ist gewachsen; insbesondere durch die Verfüg­
barkeit von Social Media Plattformen landen Filmaufnahmen und Fotos 
oft direkt auf den Onlineportalen und erlangen dadurch eine unbegrenzte 
Reichweite. Das Verhalten der Polizei ist unter ständiger Beobachtung und 
Kritik, der öffentliche Druck auf die Beamten, aber auch auf die Politik, 
steigt. Der Ruf der Polizei litt in den letzten Jahren zunehmend, und sie 
sah sich immer wieder mit neuen und auch alten Vorwürfen konfrontiert.

In den USA starb im Mai 2020 der Afroamerikaner George Floyd 
in Minneapolis während einer gewaltsamen Festnahme. Ein Video der 
gesamten Polizeiaktion verbreitete sich weltweit. Dieser Einsatz sorgte ins­

Teil 1

A.

1 In dieser Arbeit wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Masku­
linum verwendet. Weibliche und anderweitige Geschlechteridentitäten werden 
dabei ausdrücklich mitgemeint, soweit es für die Aussage erforderlich ist.

2 BVerfGE 74, 257, (261 f.); Graulich in: Bäcker et al., Handbuch des Polizeirechts, 
S. 597 Rn. 821; Möllers, Wörterbuch der Polizei, zum Begriff "Gewaltmonopol".
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besondere in Amerika für Proteste gegen rassistische Gewaltanwendung 
durch Polizeibeamte. Die Bewegung „Black Lives Matter“ wuchs daraus 
hervor und weltweit ist das Thema der Polizeigewalt und des Rassismus 
in den Vordergrund gerückt. Daraus resultierend wurde auch vermehrt 
über strukturellen Rassismus bei der deutschen Polizei debattiert, und 
die Polizeiarbeit rückte erneut in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit.3 

Doch nicht nur die rassistische Gewalt der Polizei ist immer wieder Thema 
der Presse, auch die einfache Überschreitung legitimer Gewaltanwendung 
wird zunehmend in den Medien behandelt. Oft im Zusammenhang mit 
Demonstrationsauflösungen – aber nicht ausschließlich – wird das Vor­
gehen der Polizei als zu brutal bewertet und führt in Teilen auch zu 
Ermittlungen gegen einzelne Beamte. So trat in Frankfurt beispielsweise 
ein Beamter auf einen bereits am Boden fixierten Störer mehrmals mit 
dem Fuß ein. Der Einsatzleiter griff ein und Untersuchungen folgten. In 
Düsseldorf kniete ein Beamter auf Kopf und Hals eines Jugendlichen. 
Bei Auflösungen von Demonstrationen wurden oft selbst nicht wehrhafte 
Personen, die lediglich nicht von selbst den Ort verlassen, unter Nutzung 
starker Gewalt von der Stelle entfernt.4

Auch die Nervendrucktechniken können bei Auflösungen von Demons­
trationen beobachtet werden. Diese stellen Grifftechniken dar, bei denen 
dem Störer Schmerzen zugefügt werden, um ihn zu einem bestimmten 
Verhalten zu veranlassen. Durch Filmaufnahmen landen auch diese Vor­
fälle online, wie zum Beispiel bei einer „Fridays for Future“ Demo in 
Hamburg. Bei einem Mädchen wurden solche Techniken am Kopf und 
im Gesicht sowie an den Händen genutzt. Das Mädchen griff die Beamten 
weder an, noch wehrte es sich aktiv, lediglich wollte sie den Platz nicht 
von selbst verlassen. In dem Video wirkt das Vorgehen der Polizei äußerst 
brutal und übermäßig. Auch auf Videos anderer Demonstrationsauflösun­

3 Siehe zum Beispiel: https://www1.wdr.de/daserste/monitor/interaktiv/kommentar-r
assismus-studie-polizei-100.html, zuletzt aufgerufen am 28.10.2020; https://www.ze
it.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2020-07/horst-seehofer-racial-profiling-studie-polize
i-struktureller-rassismus?utm_referrer=https%3A%2F%2Fwww.google.com, zuletzt 
aufgerufen am 28.10.2020; https://www.fr.de/panorama/rassismus-rassistische-pol
izeigewalt-deutschland-george-floyd-oury-jalloh-kein-einzelfall-zr-13788792.html, 
zuletzt aufgerufen am 28.10.2020; https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.nach-d
em-tod-von-george-floyd-wie-rassistisch-ist-deutschland.73d7ec03-0ce9-49c6-9e62-e3
48b815645f.html, zuletzt aufgerufen am 28.10.2020.

4 https://www.zdf.de/nachrichten/panorama/polizisten-frankfurt-gewalt-suspendiert
-100.html, zuletzt aufgerufen am 28.10.2020; https://www.spiegel.de/panorama/jus
tiz/hamburg-polizei-verteidigt-einsatz-gegen-klimademo-blockade-a-1287981.html, 
zuletzt aufgerufen am 28.10.2020.

Teil 1 Einleitung und methodische Aspekte
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gen sind diese Techniken immer wieder zu beobachten. Für den Bürger 
ist hier nur das „nichts-tuende“ Opfer zu sehen, welches unter enormen 
Schmerzen und brutalem Vorgehen durch die Polizei abgeführt wird. Es 
entsteht der Eindruck von unrechtmäßiger Polizeigewalt.5

Doch obwohl die höhere Aufmerksamkeit der Medien und die immer 
häufiger auftretenden Videos den Eindruck vermitteln, die übermäßige 
und rechtswidrige Gewaltanwendung durch die Polizei nehme deutlich 
zu, ist in Statistiken ein solcher Anstieg nicht so klar erkennbar.6 Die 
Öffentlichkeit nimmt diese trotzdem zunehmend wahr.

Da die Staatsgewalt in Deutschland vom Volke ausgeht, sind die ständi­
ge Diskussion und die Beobachtung durch die Bevölkerung im Grundsatz 
nur legitim. Insbesondere der Schutz der Bürger vor Verletzung ihrer 
Rechte kann durch solche Diskussionen gestärkt werden. Die steigende 
Aufmerksamkeit gegenüber der Polizei bringt aber auch Probleme mit 
sich. Im Vergleich zur Polizeigewalt steigt die Gewalt gegen Polizisten in 
den letzten Jahren kontinuierlich an.7 Die Polizisten müssen sich in Ein­
sätzen, und vermehrt in Auflösungsaktionen, darauf gefasst machen, mas­
siver Gewalt gegenüberzustehen.8 Durch die Verbreitung anscheinend un­

5 Siehe zum Vorfall: https://www.supernovamag.de/klimastreik-blockade-hamburg-p
olizei-polizeigewalt-schmerzgriffe/, zuletzt aufgerufen am 19.11.2020.

6 Verlässliche Statistiken zur Polizeigewalt gibt es von offizieller Stelle nicht, heran­
gezogen werden Zahlen von den Ermittlungserfahren, welche gegen Polizisten 
geführt wurden: https://www.zdf.de/nachrichten/politik/polizeigewalt-zahlen-verfa
hren-100.html, zuletzt aufgerufen am 28.10.2020.

7 Die Gewalttaten gegen Polizisten stiegen von 2018 auf 2019 um 1,3 % an. Betrach­
tet man nur die zwei Delikte des Widerstands gegen und tätlichen Angriff auf die 
Staatsgewalt, ist der Anstieg von 2018 auf 2019 sogar bei 8,2 %, siehe: Gewalt gegen 
Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamte Lagebild 2019, S. 9; https://
www.zdf.de/nachrichten/politik/stuttgart-gewalt-polizei-statistik-100.html, zuletzt 
aufgerufen am 29.10.2020; Die Gewalttaten gegen Beamte nahmen seit 2011 um 
26,1 % zu, was einen enormen Anstieg darstellt. Diese Zahlen sind jedoch nicht 
vollends zu vergleichen, da seit 2018 neue Straftatbestände hinzugekommen sind, 
welche die Statistiken dementsprechend beeinflussen. Des Weiteren ist zu beach­
ten, dass bei genannten Zahlen nicht lediglich Angriffe auf Polizeibeamte erfasst 
sind. Auch Angriffe auf zum Beispiel den Rettungsdienst und weitere Beamte der 
Staatsgewalt werden in die Statistik einbezogen.

8 https://www.tagesschau.de/faktenfinder/gewalt-polizei-101.html, zuletzt aufgeru­
fen am 29.10.2020; https://www.spiegel.de/panorama/justiz/andernach-in-rheinlan
d-pfalz-feiernde-pruegeln-polizisten-ins-krankenhaus-a-35146704-3373-401a-9e43-7c
7f64e5ca4f, zuletzt aufgerufen am 29.10.2020; https://www.zeit.de/gesellschaft/zeit
geschehen/2020-06/stuttgart-innenstadt-pluenderungen-zerstoerung-polizei, zuletzt 
aufgerufen am 29.10.2020.
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rechtmäßig gewalttätiger Maßnahmen der Polizei im Internet besteht die 
Gefahr, dass die Gewaltbereitschaft gegen die Beamten weiter zunimmt.

In einem Gespräch mit Beamten des Einsatztrainings der Polizeihoch­
schule Biberach wurde erkennbar: Die Polizei sieht sich in keiner einfa­
chen Situation; jedes Mal, wenn ein Einsatz bevorsteht, sei auch die Angst 
vor einer Eskalation im Kopf der Beamten. Auch im Einsatz bestehe un­
unterbrochen die Gefahr eines Angriffes. Jeder noch so „einfache“ Polizei­
einsatz sei für die Beamten deshalb eine absolute Stresssituation. Dabei 
komme es gar nicht rein auf den körperlichen Angriff an. Ständiger Lärm 
durch Rufe und Geschrei, große Menschenmassen, die damit einhergehen­
de Hektik, das Durcheinander und dann noch die fehlende Kooperations­
bereitschaft seien ebenso Stressfaktoren. Oft komme auch eine schlechte 
Sicht dazu, ob aufgrund von der Dunkelheit, Rauchgranaten oder des 
Rauchs von Böllern oder Ähnlichem, sei dabei egal. Der Beamte habe 
dadurch eine viel geringere Reaktionszeit, was natürlich auch dessen Psy­
che beeinflusse. Diese Situationen seien für den Beamten purer Stress. In 
solchen Stresssituationen könne es passieren, dass ein Beamter übermäßige 
Gewalt anwendet. Das dürfte nicht passieren und muss verfolgt werden. 
Dennoch kann es nicht vollends verhindert werden, denn auch die Polizei­
beamten sind Menschen, und der Mensch neigt zu Fehlern. Stress führt 
zu einer Überforderung und diese kann zu Ausschreitungen führen. Zwar 
wird in der Ausbildung und Fortbildung viel dagegen unternommen, dass 
die Beamten im Einsatz einer solchen Überforderung falsch begegnen,9 

doch ganz verhindern wird man es wohl nie.
Der Bund und die Bundesländer sollten alles versuchen, den Beamten so 

viel Hilfe zukommen zu lassen wie möglich und dadurch Rechtsverletzun­
gen zu verhindern. Dazu gehört auch, einen Vorgabenkatalog zu erstellen. 
Man muss klar definieren, welche Gewaltanwendung noch von den Geset­
zen erfasst ist und ab wann unzulässig gehandelt wird. Der Beamte muss 
logisch im Einzelfall entscheiden, ob eine Maßnahme verhältnismäßig ist. 
Deutliche Vorgaben machen dies im Einsatz jedoch leichter. Der Bund 
und die Bundesländer sind in der Pflicht, ihre Beamten durch Aufstellen 
klarer Regelungen zu schützen und damit die Bevölkerung vor falsch 
ablaufenden Einsätzen zu bewahren. Die Polizei ist als Exekutive zum 
Ausführen der Staatsgewalt berechtigt, doch wie sie vorgeht, ist durch 
die Legislative zu entscheiden und durch die Judikative zu prüfen. Wenn 
dieses Zusammenspiel funktioniert, wird sich die Polizei in Zukunft auch 

9 Diese Information stammt aus dem Gespräch mit den Beamten der Polizeihoch­
schule in Biberach.
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weniger Gewalt gegenübersehen, da die Bevölkerung das Vertrauen nicht 
verliert.

Doch genau diese klaren Vorgaben gibt es bei der Anwendung der Ner­
vendrucktechniken nicht. Die Nervendrucktechniken führen zu starken 
Schmerzen bei dem Betroffenen. Es muss vorgegeben sein, ob und wenn 
ja, wann und wie eine solche Technik durch die Polizei genutzt werden 
darf, um der Bevölkerung einen möglichst starken Schutz vor ungerecht­
fertigter Anwendung dieser schmerzhaften Techniken zu gewähren.

Doch nicht nur die Außenwirkung dieser Nervendrucktechniken ist 
problematisch. Die Vorgaben, ob solche Techniken erlaubt sind, sind bun­
desweit uneinheitlich, teils sind sie gestattet, teils gelten sie als unverhält­
nismäßig. Teilweise werden sie gelehrt, andererseits wird behauptet diese 
Techniken seien zu komplex, um sie in Einsatztrainings zu schulen. In 
einzelnen Bundesländern gelten sie als unrechtmäßige Polizeigewalt, in 
anderen nicht.

Ein weiteres Problem ergibt sich speziell für die Beamten in Niedersa­
chen: Das OVG Lüneburg hat entschieden, dass diese Nervendrucktechni­
ken ein solch extremer Eingriff in die Rechte des Betroffenen sind, dass die 
Beamten diese gesondert und exakt androhen müssen.10 Doch bisher sieht 
das Polizeigesetz eine solche besondere Androhung nicht vor. Der unmit­
telbare Zwang muss von den Beamten angedroht werden, jedoch muss 
sich diese Androhung laut Gesetz nicht auf ein bestimmtes Zwangsmittel 
beziehen, vielmehr können die Beamten nach der Androhung die Mittel 
variieren. Auch der BGH hat entschieden, dass es genügt, unmittelbaren 
Zwang an sich anzudrohen.11 Doch bei der Nervendrucktechnik soll hier 
nun eine Besonderheit gelten, und den Beamten wird der Einsatz durch 
solch eine Sonderregel weiter verkompliziert.

Über die Einsatzmöglichkeiten der Nervendrucktechniken muss absolu­
te Klarheit bestehen. Durch jede noch so kleine Verbesserung der Vorga­
ben für die Polizei wird ihr und der Bevölkerung ein wenig mehr Schutz 
entgegengebracht. In dieser Arbeit wird deshalb die Zulässigkeit der Ner­
vendrucktechniken untersucht und geprüft, inwiefern diese rechtmäßigen 
unmittelbaren Zwang darstellen können. Die Brutalität dieser Techniken 
ist oft nicht von der Hand zu weisen. Deshalb muss untersucht werden, 
ob ein solcher Eingriff auf den Körper mit unseren Grund- und Menschen­
rechten vereinbar ist, oder ob das Bild, welches sich für die Umstehenden 

10 OVG Lüneburg, NJW 2017, 1626.
11 BGH MDR 1975, 1006 f; Graulich in: Bäcker et al., Handbuch des Polizeirechts, 

S. 617 Rn. 892 f.

A. Einleitung

19



ergibt, der Wahrheit entspricht, und die Nervendrucktechniken gegen die­
se Rechte verstoßen.

Recherchevorgehen

Für die Arbeit mussten Informationen bezüglich der Polizeiarbeit im Zu­
sammenhang mit den Nervendrucktechniken zusammengetragen werden. 
Besonders von Interesse war, in welchen Ländern die Nervendrucktechni­
ken angewendet werden, wie diese im Einsatz genutzt und in der Aus- und 
Weiterbildung behandelt werden. Auch die rechtlichen Bewertungen und 
Meinungen zu den Nervendrucktechniken der einzelnen Länder sollten in 
die Arbeit miteinfließen. Zusätzlich galt es, grundsätzliche Informationen 
zu den Nervendrucktechniken zu sammeln, insbesondere wie sich diese 
auf den menschlichen Körper auswirken, wie schmerzintensiv sie sind und 
wie vorhersehbar und nachvollziehbar diese Wirkungen für die Beamten 
im Einsatz sind.

Da in diesem Themenbereich noch nicht geforscht wurde und kein 
empirisches Wissen besteht, musste ich diese Informationen durch Kon­
takt mit den zuständigen Behörden der Länder und des Bundes mittels 
Interviews sammeln. Um mehr zu Schmerzen an sich zu erfahren, hielt ich 
ein Gespräch mit einem zuständigen Facharzt für sinnvoll.

Zunächst wurden die zuständigen Ministerien der Länder und das zu­
ständige Bundesministerium per Brief kontaktiert.12 Hierin bat ich – nach 
einer kurzen Darstellung der Thematik und der Fragepunkte – um ein 
Interview mit einem zuständigen Beamten und die Möglichkeit des Besu­
ches einer Trainingseinheit zu solchen Techniken. Zeitgleich wandte ich 
mich mit einer ähnlichen Bitte an die Deutsche Hochschule der Polizei 
in Münster, die Polizeiakademie Niedersachsen in Nienburg und an die 
Hochschule für Polizei Baden-Württemberg in Biberach, um dort speziell 
mehr über die Aus- und Weiterbildung der Nervendrucktechniken zu 
erfahren.13 Zusätzlich kontaktierte ich das Universitätsklinikum Regens­
burg und das Bezirksklinikum Regensburg, um Informationen zu Schmer­
zen an sich, deren Messbarkeit und Dosierbarkeit, sowie zu möglichen 
körperlichen und seelischen Auswirkungen der Nervendrucktechniken zu 
bekommen.14

B.

12 Siehe Anhang 1 und 2.
13 Siehe Anhang 3.
14 Siehe Anhang 4
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Die Reaktionen auf diese Anschreiben fielen sehr unterschiedlich aus. 
Teilweise kam es zu dem gewünschten Interview, teilweise kam eine 
schriftliche Erklärung zum Thema oder eine Absage des Informationsaus­
tausches. Leider blieben auch einige Anschreiben unbeantwortet. Der fol­
genden Tabelle können die angeschriebenen Behörden und deren jeweili­
ge Reaktion entnommen werden.

Übersichtstabelle:

Land/Bund Behörde Antwort Information
Bund Bundesministerium des 

Innern, für Bau und Hei­
mat

Nein
 

Baden-Würt­
temberg

Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Mig­
ration

Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

 

Bayern Direktkontakt über 
Herrn Prof. Dr. Schmid­
bauer

Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

 

Berlin Senatsverwaltung für In­
neres und Sport Nein  

Branden­
burg

Ministerium des Innern 
und für Kommunales

Ja, zwei In­
terviews ha­
ben stattge­
funden

 

Bremen Der Senator für Inneres Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

 

Hamburg Behörde für Inneres und 
Sport Ja schriftlich

Aus polizeitakti­
schen Belangen 
Hilfe nicht mög­
lich

B. Recherchevorgehen

21



Land/Bund Behörde Antwort Information
Hessen Ministerium des Innern 

und für Sport Ja, schriftlich

Nachfrage nach 
Exposé, nach Zu­
sendung keine 
Antwort mehr

Mecklen­
burg-Vor­
pommern

Ministerium für Inneres 
und Europa

Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

 

Niedersach­
sen

Ministerium für Inneres 
und Sport Ja, schriftlich Kein Interesse an 

Unterstützung
Nordrhein-
Westfalen

Ministerium des Innern

Ja, schriftlich

Nach Zusen­
dung Exposé und 
Gesprächsleitfa­
den
 zu hoher Auf­
wand, Unterstüt­
zung nicht mög­
lich

Rheinland-
Pfalz

Ministerium des Innern 
und für Sport Ja, schriftlich

Ausformulierte 
Antwort zu den 
Nervendruck­
techniken

Saarland Ministerium für Inneres, 
Bauen und Sport Ja, schriftlich

Einsatztaktische 
Belange sprechen 
gegen Austausch

Sachsen Staatsministerium des 
Innern

Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

 

Sachsen-An­
halt

Ministerium für Inneres 
und Sport

Ja, Inter­
view hat 
stattgefun­
den

Nach Zusen­
dung Exposé be­
reit für Interview
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Land/Bund Behörde Antwort Information
Schleswig-
Hollstein

Ministerium für Inneres, 
ländliche Räume und In­
tegration Ja, schriftlich

Aus einsatztech­
nischen Grün­
den keine Anga­
ben möglich

Thüringen Thüringer Ministerium 
für Inneres und Kom­
munales

Nein
 

Nordrhein-
Westfalen

Deutsche Hochschule 
der Polizei

Ja, schriftlich

Im Studium 
nicht relevantes 
Themengebiet, 
kein Informati­
onsaustausch

Baden-Würt­
temberg

Hochschule für Polizei 
Baden-Württemberg

Antwort 
über Schrei­
ben an Mi­
nisterium

Es fand ein Be­
such der Hoch­
schule statt

Niedersach­
sen

Polizeiakademie
Ja, schriftlich

Aus Zeitgründen 
keine Hilfe mög­
lich

Die genauen Ergebnisse der Interviews werden im Laufe der Arbeit aus­
führlich beschrieben. Es folgt zunächst zur Übersicht eine Tabelle in wel­
chen Ländern die Nervendrucktechniken durch die Polizei angewandt 
werden.

Tabelle Anwendung der Nervendrucktechniken:

Legende:
+ Anwendung der Techniken
- Keine Anwendung der Techniken
○ Keine Angabe

Land/Bund Angaben zur Anwen­
dung

Hinweise

Bund ○  
Baden-Württemberg -  
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